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�ffentliche Finanzen �ffentlicher Gesamthaushalt

Die Lage der deutschen Staatsfinanzen wird

sich im laufenden Jahr weiter sp�rbar verbes-

sern. Die gesamtstaatliche Defizitquote, die

bereits 2006 unerwartet kr�ftig auf 1,7% ge-

sunken war, d�rfte deutlich unter 1% fallen.

Dazu tr�gt das g�nstige konjunkturelle Um-

feld bei, aber auch die strukturelle (d.h. um

konjunkturelle und tempor�re Effekte berei-

nigte) Defizitquote wird merklich zur�ckge-

hen. Ausschlaggebend sind dabei die von der

Bundesregierung beschlossenen fiskalischen

Maßnahmen, die vor allem mit der Mehr-

wertsteuererh�hung auf die St�rkung der

Einnahmen abzielen, und die zu erwartende

Fortsetzung der bereits in der Vergangenheit

zu beobachtenden moderaten Ausgabenent-

wicklung. Die Schuldenquote, die 2006 un-

ver�ndert bei 67,9% verharrte, wird bei die-

ser positiven Haushaltsentwicklung erstmals

seit 2001 wieder sinken. Dennoch d�rfte die

im EG-Vertrag festgelegte Obergrenze von

60% weiter erheblich �berschritten werden.

Die Entwicklung der staatlichen Einnahmen-

quote wird im laufenden Jahr von zwei ent-

gegengesetzt wirkenden Faktoren gepr�gt.

Einerseits haben die zu Jahresbeginn in Kraft

getretenen Rechts�nderungen alles in allem

erhebliche Einnahmensteigerungen zur Folge.

So �bertreffen die Mehreinnahmen insbeson-

dere aus der Anhebung des Umsatzsteuer-

regelsatzes um drei Prozentpunkte und aus

den h�heren Beitragss�tzen zur gesetzlichen

Renten- und Krankenversicherung deutlich

die Ausf�lle infolge des um 2,3 Prozentpunk-

te gesenkten Beitragssatzes zur Bundesagen-

tur f�r Arbeit. Andererseits d�rften wichtige
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gesamtwirtschaftliche Bezugsgr�ßen der

staatlichen Einnahmen wie vor allem die

Bruttolohn- und -gehaltssumme, aber auch

der private Verbrauch vor Steuern wesent-

lich langsamer steigen als das durch den

Preiseffekt der Verbrauchsteuererh�hungen

verst�rkt wachsende nominale Brutto-

inlandsprodukt (BIP). Die weiter g�nstige

Entwicklung der Einkommen aus Unterneh-

mert�tigkeit und Verm�gen, die als gesamt-

wirtschaftliche Bezugsgr�ße f�r die gewinn-

abh�ngigen Steuern herangezogen werden,

bildet hier nur zum Teil ein Gegengewicht.

Insgesamt ist aus heutiger Sicht auch wegen

einer weiter ged�mpften Entwicklung des

Energiesteueraufkommens und r�ckl�ufiger

sonstiger Erl�se eine etwas abnehmende Ein-

nahmenquote zu erwarten.

Das Wachstum der Staatsausgaben bleibt

noch deutlicher hinter der kr�ftigen Zunahme

des (nominalen) BIP zur�ck, sodass die Aus-

gabenquote st�rker sinkt. Zum Teil h�ngt dies

mit der sehr g�nstigen konjunkturellen Ent-

wicklung zusammen, die auch zu merklich

r�ckl�ufigen arbeitsmarktbedingten Aufwen-

dungen f�hrt.1) Dar�ber hinaus d�mpft die

moderate Lohnentwicklung neben der staat-

lichen Einnahmen- auch die Ausgabenent-

wicklung maßgeblich – ohne dass dies mit

aktiven finanzpolitischen Konsolidierungs-

maßnahmen verbunden ist. So werden viele

staatliche Sozialleistungen wie die Renten

und das Arbeitslosengeld (ALG) weitgehend

vom vorausgegangenen Zuwachs der Pro-

Kopf-Verdienste beeinflusst, und auch Lohn-

zuw�chse im �ffentlichen Dienst stehen in

Verbindung mit der Entwicklung im privaten

Sektor. Die Rentenanpassung zur Jahresmitte

2007 wird dar�ber hinaus durch in die Ren-

tenformel eingearbeitete Korrekturfaktoren

begrenzt. Im Zusammenspiel mit dem schwa-

chen Rentenzugang – nicht zuletzt bedingt

durch die relativ geburtenschwachen Jahr-

g�nge, die nun die Rentenaltersgrenzen er-

reichen – tr�gt die Ausgabenentwicklung im

Bereich der Alterssicherung somit erheblich

zum R�ckgang der staatlichen Ausgaben-

quote bei. Dies gilt ebenso f�r die staatlichen

Personalausgaben, die angesichts eines wei-

teren Personalabbaus und einer nochmals

sehr moderaten Entgeltentwicklung auch

in absoluter Betrachtung r�ckl�ufig sein

k�nnten. Die Arbeitsmarktausgaben werden

neben der vorteilhaften gesamtwirtschaft-

lichen Entwicklung auch durch gesetzliche

Maßnahmen wie insbesondere die Verk�r-

zung der maximalen Bezugsdauern f�r das

ALG I und die Verminderung der Sozialbei-

tr�ge f�r ALG II-Empf�nger gesenkt.2) Schließ-

lich ist von den Verm�genstransfers vor allem

wegen der auslaufenden Eigenheimzulage ein

Konsolidierungsbeitrag zu erwarten.

Sofern keine zus�tzlichen Abgabensenkun-

gen oder Ausgabenerh�hungen beschlossen

werden, k�nnte die Defizitquote im kommen-

den Jahr weiter leicht zur�ckgehen, obwohl

1 In einem konjunkturellen Aufschwung f�hrt insbeson-
dere das kr�ftige nominale BIP-Wachstum �ber den Ein-
fluss auf den Nenner regelm�ßig zu einem deutlichen
R�ckgang der Ausgabenquote. Die Einnahmenquote rea-
giert dagegen zumeist nur in geringem Maße auf die
konjunkturelle Entwicklung, da sich die konjunkturellen
Schwankungen der Steuern und Sozialversicherungsbei-
tr�ge (im Z�hler) weitgehend �hnlich zu denen des BIP
entwickeln.
2 Die K�rzung der Sozialversicherungsbeitragszahlungen
f�r ALGII-Empf�nger vermindert allerdings f�r sich ge-
nommen in gleichem Maße die Beitragseinnahmen der
Sozialversicherungen und damit die staatliche Einnah-
menquote.
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dies die Regierungsplanungen bisher nicht

vorsahen. Ausschlaggebend daf�r sind die

aus heutiger Sicht weiter positiven Konjunk-

turperspektiven. Die strukturelle Defizitquote

d�rfte sich dagegen kaum ver�ndern (und

h�her ausfallen als die nicht um konjunk-

turelle Einfl�sse bereinigte Quote). Steueraus-

f�llen im Zusammenhang mit der geplanten

Unternehmensteuerreform k�nnten ein ge-

d�mpfter Ausgabenanstieg in den Bereichen

Alterssicherung, Arbeitsmarkt und m�glicher-

weise Personal sowie weiter r�ckl�ufige Ver-

m�genstransfers gegen�berstehen.

Die derzeit g�nstige Entwicklung der �ffent-

lichen Haushalte sollte jedoch nicht zum An-

lass genommen werden, in den Bem�hungen

um eine grundlegende Konsolidierung der

Staatsfinanzen nachzulassen. Die nach der

Jahrhundertwende gemachten Erfahrungen

haben verdeutlicht, wie schnell es bei einer

noch nicht ausgeglichenen strukturellen

Haushaltsposition durch eine Kombination

von wirtschaftlicher Abschw�chung, unzurei-

chend gegenfinanzierten Steuersenkungen

und Einbr�chen beim sehr volatilen Aufkom-

men der gewinnabh�ngigen Steuern zu ho-

hen und �ber Jahre hinweg schwer zu korri-

gierenden �berm�ßigen Defiziten kommen

kann. Zum Erreichen und Beibehalten eines

strukturell ausgeglichenen Haushalts ist es

erforderlich, dass in konjunkturellen Hoch-

phasen merkliche �bersch�sse erzielt wer-

den. Konjunkturbedingte Mehreinnahmen

und Minderausgaben d�rfen demnach ge-

rade nicht verwendet werden, um Steuer-

senkungen oder Ausgabenerh�hungen zu

finanzieren. Andernfalls erg�be sich eine pro-

zyklische Finanzpolitik, die dann regelm�ßig

w�hrend der automatischen Budget-

verschlechterung im Abschwung aktiv gegen-

steuern m�sste und die konjunkturellen

Schwankungen somit verst�rken w�rde. Ein

strukturell ausgeglichener Haushalt tr�gt ent-

scheidend dazu bei, die staatliche Schulden-

quote, die sich gegenw�rtig auf dem h�chs-

ten Stand seit Gr�ndung der Bundesrepublik

befindet, z�gig zu senken. Eine niedrigere

Schuldenquote und damit einhergehend ab-

nehmende Belastungen durch Zinszahlungen

w�rden es dann auch erleichtern, die abseh-

baren Ausgabenzuw�chse aufgrund der Alte-

rung der Bev�lkerung zu bew�ltigen.

Der EG-Vertrag und der Stabilit�ts- und

Wachstumspakt tragen diesen �berlegungen

Rechnung. So m�ssen L�nder, deren Schul-

denquote den Referenzwert von 60% �ber-

steigt, diese z�gig unter die Obergrenze sen-

ken. Außerdem wird von Mitgliedstaaten, die

ihr mittelfristiges Haushaltsziel noch nicht er-

reicht haben, gefordert, das strukturelle Defi-

zit j�hrlich um 0,5% des BIP zu senken. Dabei

soll die Konsolidierungsanstrengung bei guter

Konjunktur h�her ausfallen, w�hrend sie im

Gegenzug im Abschwung hinter dem Richt-

wert zur�ckbleiben darf.3) Zudem wird ge-

genw�rtig gepr�ft, wie die demographisch

bedingt zuk�nftig steigenden Ausgaben ins-

besondere f�r die Alterssicherung bei der

Ableitung des angemessenen mittelfristigen

Haushaltsziels ber�cksichtigt werden sollen.

Es ist nicht auszuschließen, dass sich dann

das Ziel eines strukturellen Haushaltsaus-

gleichs f�r Deutschland als nicht ehrgeizig

genug erweist.

3 Vgl. dazu auch: Zur Entwicklung der �ffentlichen Finan-
zen im Euro-Gebiet, S. 20 f.
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Auch wenn Deutschland – wie von der Euro-

p�ischen Kommission bereits vorgeschlagen –

demn�chst aus dem Defizitverfahren entlas-

sen werden sollte, werden die Anforderungen

des Stabilit�ts- und Wachstumspakts keines-

wegs vollst�ndig erf�llt. Der von der Europ�i-

schen Kommission im Rahmen ihrer Fr�hjahrs-

prognose berechnete und f�r das europ�ische

Haushalts�berwachungsverfahren maßgeb-

liche Wert von 1,5% f�r die strukturelle Defi-

zitquote im Jahr 2006 f�hrt vielmehr vor

Augen, dass bis zum strukturellen Haushalts-

ausgleich noch eine betr�chtliche Wegstrecke

zur�ckgelegt werden muss. Die von der Kom-

mission prognostizierte Verbesserung der

strukturellen Defizitquote um 0,7 Prozent-

punkte im laufenden Jahr kann trotz der gu-

ten Zeiten zwar als ausreichend angesehen

werden. F�r 2008 m�sste aber aufgrund des

annahmegem�ß weiterhin guten gesamtwirt-

schaftlichen Umfelds eine nochmalige sp�r-

bare Verbesserung erzielt werden, sodass das

strukturelle Defizit dann weitgehend abge-

baut w�re. Dazu sind die Einnahmenausf�lle

aus der Unternehmensteuerreform an ande-

rer Stelle gegenzufinanzieren. Sp�testens

2009 sollte das gesamtstaatliche Ziel eines

strukturellen Haushaltsausgleichs erreicht sein.

Haushalte der Gebietsk�rperschaften4)

Steuereinnahmen

Die Steuereinnahmen5) �bertrafen im ersten

Quartal ihren Vorjahrswert um 15 1�2 %.

Neben den bereits erw�hnten Steuersatzan-

hebungen trug hierzu insbesondere die g�ns-

tige gesamtwirtschaftliche Entwicklung bei.

Die Lohnsteuer erbrachte 8 1�2 % oder 2 1�2

Mrd 3 mehr als vor Jahresfrist. Hier schl�gt

sich neben der – auch aufgrund des milden

Winters – g�nstigeren Arbeitsmarktent-

wicklung der R�ckgang beim Kindergeld

nieder. Weit kr�ftiger wuchs erneut das

– grunds�tzlich sehr volatile – Aufkommen

der gewinnabh�ngigen Steuern mit einem

Plus von gut 4 1�2 Mrd 3 (+55 1�2 %). Besonders

hoch waren dabei die Mehreinnahmen bei

der veranlagten Einkommensteuer, deren

Aufkommen auch vom Auslaufen der zulas-

ten dieser Steuer verbuchten Eigenheim-

zulage beeinflusst wird. Der Zuwachs beim

Zinsabschlag (+1 Mrd 3) d�rfte die Reduzie-

Veränderung gegenüber Vorjahr
%

Steueraufkommen *)

* Einschl. der EU-Anteile am deutschen
Steueraufkommen, aber ohne die − für das
letzte ausgewiesene Quartal noch nicht be-
kannten − Erträge aus den Gemeindesteu-
ern.
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4 Der folgenden Berichterstattung liegt die haushalts-
m�ßige (finanzstatistische) Abgrenzung zugrunde.
5 Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steueraufkom-
men, aber ohne die f�r das erste Quartal noch nicht be-
kannten Ertr�ge aus den Gemeindesteuern.
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rung des Sparerfreibetrags und nicht zuletzt

das gestiegene Zinsniveau widerspiegeln. Die

Umsatzsteuern erbrachten im ersten Quartal

17% oder 6 Mrd 3 mehr, obwohl sich die An-

hebung des Regelsatzes von 16% auf 19%

aufgrund der Abf�hrungsfristen erst im M�rz

vollst�ndig niedergeschlagen haben d�rfte.

Das Aufkommen der ebenfalls von einer

Regelsatzerh�hung betroffenen Versiche-

rungsteuer stieg um ein F�nftel.

Auch f�r das Gesamtjahr wird gem�ß der

neuen offiziellen Steuersch�tzung vom Mai

mit einem kr�ftigen Aufkommenszuwachs

um 9 1�2 % (inkl. Gemeindesteuern) und

einem sp�rbaren Anstieg der Steuerquote

(in finanzstatistischer Abgrenzung) um einen

Prozentpunkt auf 22,3% gerechnet. Hierin

zeigt sich vor allem die Anhebung des Um-

satzsteuerregelsatzes, aber auch der erwar-

tete starke Zuwachs bei den Einkommensteu-

ern. Gegen�ber der letzten Steuersch�tzung

vom November 2006 wurden die Einnahmen-

erwartungen um 20 Mrd 3 nach oben an-

gepasst. In dieser Revision spiegelt sich die

nunmehr deutlich positiver eingesch�tzte

gesamtwirtschaftliche Entwicklung,6) aber

auch der kr�ftigere Anstieg vor allem der

gewinnabh�ngigen Steuern wider.

F�r das Jahr 2008 wird prognostiziert, dass

die Steuereinnahmen um 4% zunehmen. Da-

bei sind die Auswirkungen der noch nicht be-

schlossenen Unternehmensteuerreform aller-

dings nicht ber�cksichtigt. Der Gesetzentwurf

der Koalitionsfraktionen, der derzeit in Teilen

noch angepasst wird, weist f�r 2008 Minder-

einnahmen von rund 6 1�2 Mrd 3 aus. Dabei

stehen Brutto-Einnahmenverlusten von 19 1�2

Mrd 3 Gegenfinanzierungsmaßnahmen mit

einem Volumen von 12 1�2 Mrd 3 gegen�ber.

Dar�ber hinaus werden Mehreinnahmen

durch die R�ckverlagerung von steuerlich

relevanten Gewinnen nach Deutschland in

H�he von zun�chst gut 1�2 Mrd 3 eingeplant.

Rechnet man in das Sch�tzergebnis die ange-

setzten Ausf�lle durch die Unternehmen-

steuerreform ein, so ergibt sich f�r 2008 ein

Anstieg der Steuereinnahmen um gut 2 1�2 %,

der damit etwas schw�cher ausf�llt als die

Zunahme des nominalen BIP.

F�r die Jahre 2009 bis 2011 wird prognos-

tiziert, dass die Steuereinnahmen jahres-

Steueraufkommen insgesamt und
wichtiger Einzelsteuern

1. Vierteljahr

2006 2007

Sch�t-
zung f�r
2007 1)

Steuerart Mrd 5

Ver�nde-
rung
gegen-
�ber
Vorjahr
in %

Ver�n-
derung
gegen-
�ber
Vorjahr
in %

Steuereinnahmen
insgesamt 2) 95,9 110,6 + 15,4 + 10,1
darunter:

Lohnsteuer 28,1 30,5 + 8,4 + 7,1
Veranlagte Ein-
kommensteuer – 2,1 0,8 . + 26,1
Kapitalertrag-
steuern 3) 5,4 7,0 + 28,6 + 11,7
K�rperschaft-
steuer 5,2 5,4 + 4,8 + 3,1
Umsatzsteuern 35,9 42,0 + 17,2 + 17,7
Energiesteuer 4,5 4,5 + 1,3 + 0,2
Tabaksteuer 2,8 2,9 + 4,6 + 0,8

1 Laut offizieller Steuersch�tzung vom Mai 2007, ohne
Gemeindesteuern. — 2 Einschl. der EU-Anteile am deutschen
Steueraufkommen, aber ohne die f�r das ausgewiesene
Quartal noch nicht bekannten Ertr�ge aus den Gemeinde-
steuern. — 3 Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag und Zins-
abschlag.

Deutsche Bundesbank

6 Die Bundesregierung erwartet f�r das Jahr 2007 insge-
samt ein nominales BIP-Wachstum von 4% (im Novem-
ber: 2,6%). F�r das reale Wachstum wird nunmehr ein
Wert von 2,3% (1,4%) prognostiziert.
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durchschnittlich um 3 1�2 % wachsen. Das

Aufkommen liegt damit sp�rbar oberhalb der

Erwartungen aus der vorangegangenen Mit-

telfristprognose vom Mai 2006, die in die

letzte Mittelfristplanung des Bundes vom Juli

vergangenen Jahres eingeflossen war. Verant-

wortlich hierf�r sind die g�nstigere makro-

�konomische Entwicklung sowie das nun-

mehr deutlich h�her eingesch�tzte mittel-

fristige Aufkommensniveau der gewinnab-

h�ngigen Steuern. Unter Einbeziehung aller

zwischenzeitlich verabschiedeten Rechts�n-

derungen sowie der f�r die Unternehmen-

steuerreform veranschlagten Ausf�lle werden

f�r das Jahr 2009 verglichen mit der Steuer-

sch�tzung vom Mai 2006 Mehreinnahmen in

H�he von 47 Mrd 3 oder fast 2% des BIP er-

wartet. Korrigiert man das letztj�hrige Mittel-

fristziel der Bundesregierung einer gesamt-

staatlichen Defizitquote von 11�2 % f�r das

Jahr 2009 allein um diese Mehreinnahmen,

m�sste dann ein Haushalts�berschuss er-

reichbar sein. Allerdings ist die Steuerpro-

gnose f�r die kommenden Jahre vor allem

aufgrund der hohen Unsicherheiten �ber die

mittelfristigen gesamtwirtschaftlichen Per-

spektiven und die Wirkung der umfang-

reichen Steuerrechts�nderungen sowie auf-

grund der hohen, durch die makro�konomi-

sche Entwicklung nur zum Teil erkl�rbaren

Volatilit�t insbesondere des Aufkommens der

gewinnabh�ngigen Steuern mit erheblichen

Risiken verbunden.

Bund

Das Defizit des Bundes sank im ersten Quartal

gegen�ber dem vergleichbaren Vorjahrszeit-

raum deutlich um 7 1�2 Mrd 3 auf 13 1�2 Mrd 3.

W�hrend die Einnahmen um 15 1�2 % stiegen,

fiel der Ausgabenzuwachs mit 1�2 % gering

aus. Entscheidend f�r die positive Einnah-

menentwicklung war ein weiter kr�ftiger

Anstieg des Steueraufkommens um gut 8 1�2

Mrd 3 (+20%). Nachdem im Vorjahrsquartal

hohe Schuldenr�ckzahlungen aus dem Aus-

land vereinnahmt worden waren, gingen die

nicht-steuerlichen Einnahmen aber per saldo

etwas zur�ck.7) Auf der Ausgabenseite wur-

den Mehraufwendungen insbesondere auf-

grund h�herer Zahlungen an die Bundes-

agentur f�r Arbeit (+1 Mrd 3) infolge des

neuen umsatzsteuerfinanzierten Zuschusses

durch Minderausgaben f�r die Grundsiche-

rung f�r Arbeitsuchende nahezu vollst�ndig

ausgeglichen. Der R�ckgang der Ausgaben

f�r das ALGII ging dabei merklich �ber

das Ausmaß der zu Jahresbeginn in Kraft ge-

tretenen K�rzung der f�r ALG II-Empf�nger

abgef�hrten Rentenversicherungsbeitr�ge hi-

naus.8)

Die Haushaltsentwicklung d�rfte im Gesamt-

jahr g�nstiger verlaufen als geplant. So wird

gem�ß der j�ngsten Steuersch�tzung erwar-

tet, dass die Steuereinnahmen des Bundes

um 26 1�2 Mrd 3 (+11 1�2 %) gegen�ber dem

Vorjahr zunehmen und somit 10 Mrd 3 �ber

dem Planansatz liegen werden. Somit k�nnte

7 Die Gewinnaussch�ttung der Bundesbank nahm
gegen�ber dem Vorjahr nochmals um knapp 11�2 Mrd 3

auf gut 4 Mrd 3 zu. Die Mehreinnahmen im Bundeshaus-
halt betrugen aber lediglich gut 1�2 Mrd 3, da der 3 1�2
Mrd 3 �bersteigende Betrag zur Schuldentilgung direkt
an den Erblastentilgungsfonds fließt.
8 W�hrend die Zahl der ALGII-Empf�nger noch um 1�2 %
zunahm, gingen die Ausgaben hierf�r auch ohne die ge-
k�rzten Sozialversicherungsbeitr�ge um 5% zur�ck. Ge-
ringere Ausgaben je Empf�nger k�nnten auf h�here Er-
werbseinkommen zur�ckzuf�hren sein, worauf der deut-
liche R�ckgang der Zahl der als arbeitslos gemeldeten
Empf�nger (–10 1�2 %) hindeutet.

Erhebliche
Mehrein-
nahmen in der
mittleren Frist
erwartet

Defizit im Bun-
deshaushalt im
ersten Quartal
2007 deutlich
verringert

Im Gesamtjahr
g�nstigere
Entwicklung
aufgrund von
Steuermehrein-
nahmen, ...
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das veranschlagte Defizit von knapp 20 Mrd 3

deutlich unterschritten werden. Das tats�ch-

liche Ergebnis wird jedoch nicht zuletzt von

den „gestaltbaren“ Einnahmen aus Verm�-

gensverwertungen abh�ngen. Angesichts der

g�nstigen Entwicklung k�nnten die im Haus-

haltsplan vorgesehenen Entlastungen aus Pri-

vatisierungserl�sen und anderen Verm�gens-

verwertungen (einschl. R�cklagenaufl�sun-

gen bei der Postpensionskasse) in H�he von

gut 15 Mrd 39) zur �berbr�ckung m�glicher

k�nftiger Haushaltsl�cken teilweise zur�ck-

gehalten werden.

Trotz der deutlich besser als veranschlagten

Entwicklung wird der Bund im laufenden Jahr

die regul�re Kreditobergrenze ohne Verm�-

gensverwertungen, die lediglich einmalig

nennenswerte Haushaltsentlastungen bewir-

ken, voraussichtlich allenfalls knapp einhalten

und von einem dauerhaft ausgeglichenen

Haushalt noch weit entfernt sein. Insofern er-

scheint es insbesondere im Hinblick auf den

Bundeshaushalt geboten, die gute gesamt-

wirtschaftliche Entwicklung zum weiteren

Abbau des um Verm�gensver�ußerungen be-

reinigten Haushaltsdefizits zu nutzen. Dies

bedeutet nicht nur einen Verzicht auf aus

konjunkturbedingten Mehreinnahmen finan-

zierte zus�tzliche Ausgaben, sondern auch

eine weitere strukturelle Konsolidierung. Dies

gilt umso mehr, da im kommenden Jahr Steu-

ermindereinnahmen im Zusammenhang mit

der geplanten Unternehmensteuerreform zu

erwarten und in den Folgejahren zuneh-

mende Zusch�sse an die gesetzliche Kranken-

versicherung bereits beschlossen sind.

L�nderhaushalte10)

Das Defizit der L�nderhaushalte betrug im

ersten Quartal 3 Mrd 3 und sank damit weiter

kr�ftig um knapp 4 1�2 Mrd 3 gegen�ber dem

Vorjahr. Der Einnahmenanstieg zog aufgrund

kr�ftiger Steuerzuw�chse weiter an (+11%).

Die Ausgaben nahmen im Vorjahrsvergleich

zwar ebenfalls merklich, mit gut 3% aber

doch deutlich verhaltener zu. Bei nur leicht
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9 Dabei ist nicht zuletzt eine Verwertung von Forderun-
gen des ERP-Sonderverm�gens zur Finanzierung des lau-
fenden Haushalts als problematisch anzusehen, da die
zusammen mit den Forderungen erfolgende �bernahme
von Schulden des Sonderverm�gens durch den Bund
nicht als Kreditaufnahme gewertet werden soll. Vgl.
hierzu auch: Deutsche Bundesbank, Monatsbericht, No-
vember 2006, S. 59, sowie Bundesrechnungshof, Bericht
an den Unterausschuss „ERP-Wirtschaftspl�ne“ des Aus-
schusses f�r Wirtschaft und Technologie des Deutschen
Bundestages, 12. April 2007.
10 Eine Kommentierung der zuletzt ver�ffentlichten An-
gaben zu den Gemeindefinanzen findet sich in den Kurz-
berichten des Bundesbank-Monatsberichts vom April
2007.

... aber struktu-
relle Konsolidie-
rung weiterhin
notwendig

Defizit der
L�nder im
ersten Quartal
2007 stark
gesunken



DEUTSCHE
BUNDESBANK

Monatsbericht
Mai 2007

67

gestiegenen Personalausgaben d�rften nicht

zuletzt h�here Zuweisungen an die Gemein-

den im Rahmen des Steuerverbunds zu

den Mehraufwendungen beigetragen haben.

Kr�ftig gestiegen sind auch die Bauinvestitio-

nen (+10 1�2 %).

Setzt sich insbesondere die positive Entwick-

lung des Steueraufkommens weiter fort,

k�nnten die L�nderhaushalte im Gesamtjahr

in der Summe einen nahezu ausgeglichenen

Finanzierungssaldo vorweisen, obwohl die

bisherigen Planungen noch ein Defizit von

15 1�2 Mrd 3 vorsehen. Ausgehend von einem

Defizit von knapp 10 Mrd 3 im Jahr 2006 soll

das Steueraufkommen nach der j�ngsten

Steuersch�tzung gegen�ber dem Vorjahr um

16 1�2 Mrd 3 zunehmen, w�hrend die Haus-

haltspl�ne nur eine Ausweitung der Aus-

gaben um 6 Mrd 3 vorsehen. Die Finanzlage

der einzelnen Bundesl�nder stellt sich jedoch

weiterhin sehr uneinheitlich dar. W�hrend im

abgelaufenen Jahr einige Bundesl�nder be-

reits einen Haushaltsausgleich erreichten,

wiesen insbesondere Berlin, Bremen, das

Saarland und Schleswig-Holstein, aber auch

Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz

noch einen betr�chtlichen Konsolidierungs-

bedarf auf, und in den neuen Bundesl�ndern

waren in einigen F�llen wiederum Fehlver-

wendungen von Solidarpaktmitteln zu ver-

zeichnen. Bei Fortsetzung der g�nstigen kon-

junkturellen Entwicklung d�rften gleichwohl

die meisten Bundesl�nder in der Lage sein,

schon vor 2010 einen Haushaltsausgleich zu

erreichen. Auch f�r die L�nder gilt hierbei

freilich, dass der anzustrebende strukturelle

Haushaltsausgleich bei der erwarteten g�nsti-

gen konjunkturellen Lage �bersch�sse erfor-

dert.

Nach einem k�rzlich verk�ndeten Urteil des

Verfassungsgerichtshofs f�r das Land Nord-

rhein-Westfalen verstieß der zweite Nach-

tragshaushalt 2005 gegen die Landesver-

fassung, weil die dort veranschlagte Netto-

Neuverschuldung die Summe der Investi-

tionen (um 11�2 Mrd 3) �berstieg, ohne dass

daf�r eine hinreichende Begr�ndung gege-

ben wurde. Die Bezugnahme auf eine – vom

Landesgesetzgeber auf angeblich nicht mehr

beeinflussbare gesetzliche Verpflichtungen

zur�ckgef�hrte – „objektive Unm�glichkeit“

der Einhaltung der Kreditgrenze wiesen die

Richter ausdr�cklich zur�ck. Die neu ge-

w�hlte Landesregierung hatte sich auf einen

erheblichen Korrekturbedarf der Haushalts-

ans�tze der Vorg�ngerregierung bei gleich-

zeitig bereits ausgesch�pften kurzfristigen

Einsparpotenzialen berufen. Auch wenn das

Urteil ohne unmittelbare Folgen bleiben wird,

da der betreffende Haushalt bereits abge-

schlossen ist und das Land sich seit 2007

nicht mehr auf die Klausel beruft, wurde in

dem Fall erstmalig die auch in anderen Bun-

desl�ndern praktizierte Berufung auf eine an-

gebliche „objektive Unm�glichkeit“ von

einem Gericht als nicht zul�ssig beurteilt. Der

Umstand, dass der Verfassungsverstoß keine

ausgleichenden Konsolidierungsauflagen zur

Folge hat und damit eine abschreckende

Wirkung praktisch entf�llt, unterstreicht die

Notwendigkeit, bei der anstehenden F�dera-

lismusreform II insbesondere die Bindungs-

wirkung der Kreditobergrenzen und die

Sanktionsm�glichkeiten zu verst�rken sowie

Im Gesamtjahr
nahezu ausge-
glichene
L�nder-
haushalte
m�glich, ...

...bei uneinheit-
licher Finanz-
lage im
Einzelnen

Verfassungs-
widrigkeit des
nordrhein-west-
f�lischen Nach-
tragshaushalts
2005 bleibt
ohne Folgen ...

...und unter-
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Notwendigkeit
einer
Reform des
Haushaltsrechts
von Bund und
L�ndern
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beschleunigte Verfahren zur �berpr�fung der

Rechtm�ßigkeit einzuf�hren.

Sozialversicherungen11)

Rentenversicherung

Die deutsche Rentenversicherung verzeich-

nete im ersten Quartal ein Defizit von gut

2 Mrd 3. Vor einem Jahr hatte sich dagegen

ein �berschuss von fast 3 Mrd 3 ergeben.

Ausschlaggebend war dabei der deutliche

Einnahmenr�ckgang um 7 1�2 %, der vor allem

auf die nun entfallenen besonders kr�ftigen

einmaligen Zufl�sse im ersten Quartal 2006

infolge vorverlegter Abf�hrungstermine f�r

die Sozialbeitr�ge zur�ckzuf�hren ist. Außer-

dem wurden die Beitr�ge f�r Bezieher von

ALG II zum Jahresbeginn praktisch halbiert,

was Beitragsausf�lle von gut 1% zur Folge

hat. Die Anhebung des Beitragssatzes von

19,5% auf 19,9% zum 1. Januar 2007 f�hrt

dagegen zu einem betr�chtlichen Anstieg

der Beitragseinnahmen um – f�r sich genom-

men – gut 2%.

Auf der Ausgabenseite ergaben sich nur ge-

ringf�gige Zuw�chse. Die Rentenausgaben

stiegen trotz unterbliebener Leistungsanpas-

sung zur Mitte letzten Jahres insbesondere

aufgrund einer leichten Zunahme der Renten-

zahl um 1�2 %. Eine Rolle spielten auch Mehr-

ausgaben f�r Beitr�ge zur Krankenversiche-

rung der Rentner um 1%. Darin haben sich

allerdings die zum Jahresbeginn kr�ftig ange-

hobenen Beitragss�tze vieler Krankenkassen

noch nicht niedergeschlagen. Die Beitrags-

satzerh�hungen werden aufgrund einer ge-

setzlich festgelegten zeitlichen Verz�gerung

erst ab dem zweiten Quartal Mehrausgaben

der Rentenversicherung zur Folge haben.

Im weiteren Verlauf des Jahres wird sich der

Ausgabenanstieg beschleunigen. Dies beruht

neben den zunehmenden Krankenkassenbei-

tr�gen darauf, dass es zum 1. Juli erstmals seit

2003 wieder eine Rentenerh�hung (um

0,54%) geben wird. Neben der g�nstigeren

Entgeltentwicklung im vergangenen Jahr

tr�gt hierzu – �ber den Rentnerquotienten des

Nachhaltigkeitsfaktors – auch die merklich

gestiegene Besch�ftigung bei (die zun�chst

vorauseilende konjunkturbedingte Einnahmen-

vierteljährlich
Mrd €
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11 Die Finanzentwicklung der gesetzlichen Krankenversi-
cherung und der sozialen Pflegeversicherung wurde in
den Kurzberichten des Bundesbank-Monatsberichts vom
M�rz 2007 sowie im Hinblick auf die Pflegeversicherung
ausf�hrlicher im April 2007 kommentiert.
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verbesserung wird dann in den kommenden

Jahren zeitverz�gert steigende Ausgaben nach

sich ziehen). Insgesamt k�nnte die Rentenver-

sicherung im laufenden Jahr weitgehend aus-

geglichen abschließen.

Bundesagentur f�r Arbeit

Die Bundesagentur f�r Arbeit weist f�r das

erste Quartal ein praktisch ausgeglichenes Er-

gebnis aus, w�hrend im gleichen Vorjahrs-

quartal ein �berschuss von gut 11�2 Mrd 3

erzielt worden war. Die Ergebnisse sind aller-

dings nur sehr eingeschr�nkt miteinander

vergleichbar. So kam es vor einem Jahr zu

betr�chtlichen einmaligen Mehreinnahmen

aufgrund vorverlegter Abf�hrungstermine f�r

Sozialbeitr�ge. Der darauf zur�ckzuf�hrende

Beitragseinnahmenr�ckgang zu Jahresbeginn

wurde zudem durch erhebliche Mindereinnah-

men infolge der Senkung des Beitragssatzes

von 6,5% auf 4,2% verst�rkt (– 4 Mrd 5),

die nur zum kleineren Teil durch den neuen

(mehrwertsteuerfinanzierten) Bundeszuschuss

aufgewogen wurden (11�2 Mrd 3). Insgesamt

lagen somit die Einnahmen um 29 1�2 % unter

ihrem Vorjahrsniveau. Allerdings sind auch

die Ausgaben um 18 1�2 % zur�ckgegangen.

Die anhaltende Abnahme der Arbeitslosigkeit

war f�r den beschleunigten Ausgabenr�ck-

gang bei der Bundesagentur verantwortlich.

F�r das ALG I wurden im ersten Quartal 27%

weniger ausgegeben als im vergleichbaren

Vorjahrszeitraum. Entscheidend war der

R�ckgang der Empf�ngerzahlen, w�hrend

sich der Zahlbetrag pro Kopf kaum ver�ndert

hat. Die Zahl der Arbeitslosen ist dabei mit

–16 1�2 % weniger stark zur�ckgegangen, so

dass der Anteil der Empf�nger von ALG I an

den Arbeitslosen insgesamt weiter gesunken

ist. Dies d�rfte unter anderem darauf zur�ck-

zuf�hren sein, dass anspruchsberechtigte und

damit relativ kurzzeitig Arbeitslose derzeit

verh�ltnism�ßig gute Wiederbesch�ftigungs-

chancen haben. Zudem hat hierzu aber auch

beigetragen, dass sich seit Februar die Ver-

k�rzung der Bezugsdauer f�r das ALG I auf

12 Monate (bzw. 18 Monate f�r �ber 55-J�h-
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rige) auszuwirken beginnt. F�r die Maßnah-

men der aktiven Arbeitsmarktpolitik wurden

im ersten Vierteljahr 12% weniger Mittel

ausgegeben. Besonders stark war der R�ck-

gang bei den Aufwendungen f�r die „Ich-

AG“ und das �berbr�ckungsgeld, die seit

August 2006 auf den einheitlichen Gr�n-

dungszuschuss umgestellt sind. Der an den

Bund zu leistende Aussteuerungsbetrag12) fiel

im Vergleich zum Vorjahr um gut ein Drittel

niedriger aus.

Dem im Haushaltsplan der Bundesagentur

veranschlagten negativen Finanzierungssaldo

von gut 2 Mrd 3 f�r das Jahr 2007 lag noch

die Annahme eines Beitragssatzes von 4,5%

zugrunde. Der tats�chlich um 0,3 Prozent-

punkte niedrigere Satz ist mit weiteren Ein-

nahmenausf�llen von gut 2 Mrd 3 verbun-

den. Das sich somit aus den angepassten

Haushaltsplanungen ergebende Defizit von

fast 4 1�2 Mrd 3 ist allerdings durch die mittler-

weile deutlich g�nstiger einzusch�tzende ge-

samtwirtschaftliche Entwicklung als �berholt

anzusehen. Neben geringeren Ausgaben f�r

Lohnersatzleistungen tr�gt dazu bei, dass der

an den Bund abzuf�hrende Aussteuerungs-

betrag mit 4 Mrd 3 erheblich zu hoch ange-

setzt worden ist. Bei Fortsetzung der positi-

ven Wirtschaftsentwicklung ist mit einem

– wenn auch gegen�ber den gut 11 Mrd 3 im

Vorjahr wesentlich geringeren – �berschuss

im Gesamtjahr 2007 zu rechnen.

Die derzeit diskutierte weitere Beitragssatz-

senkung im gegenw�rtig guten konjunkturel-

len Umfeld k�nnte eine Anhebung in wirt-

schaftlich schw�cheren Phasen erforderlich

machen. Da der Haushalt der Bundesagentur

�ber die Einnahmen- und in noch weitaus

st�rkerem Maße �ber die Ausgabenseite auf

Schwankungen des gesamtwirtschaftlichen

Auslastungsgrades reagiert, sind entspre-

chend hohe R�cklagen notwendig, um den

Beitragssatz �ber den Konjunkturzyklus hin-

weg zu stabilisieren. Deshalb ist genau zu

pr�fen, ob eine Beitragssatzsenkung langfris-

tig mit einer tragf�higen Finanzierung der

Arbeitslosenversicherung im Einklang steht.

Die derzeitige Diskussion �ber eine Belastung

der Arbeitslosenversicherung zugunsten des

Bundeshaushalts – etwa �ber eine K�rzung

des neuen regelgebundenen Bundeszuschus-

ses oder indirekt durch h�here Krankenver-

sicherungsbeitr�ge f�r ALG I-Empf�nger –

zeigt, dass eine transparente und nachvoll-

ziehbare Abgrenzung von auf der einen Seite

steuerfinanzierten und auf der anderen Seite

beitragsfinanzierten Leistungen angezeigt ist.

Bei einer konsequenten Trennung von Ver-

sicherungs- und Umverteilungsaufgaben so-

wie einem klaren Ausweis von versicherungs-

fremden Leistungen sollte sich die teilweise

willk�rlich anmutende Verschiebung von

Finanzierungsverantwortungen besser ver-

meiden lassen.

12 Der Aussteuerungsbetrag bemisst sich nach der An-
zahl der Arbeitslosen, die im Vorquartal nach dem Ende
des Bezugs von ALGI innerhalb von drei Monaten zum
ALGII wechselten, multipliziert mit den durchschnitt-
lichen j�hrlichen Kosten f�r eine Bedarfsgemeinschaft im
Sinne des SGB II (gut 10 000 3).

Auch 2007
�berschuss zu
erwarten

Diskussion �ber
Verwendung
der R�cklage




